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Vorblatt 


Abkommen Deutschland — Spanien über die Kosten- 
erstattung von Sachleistungen der Krankenversiche- 
rung für Familienangehörige versicherter spanischer 
Arbeitnehmer 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung) 


A. Problem 

Kostenabredinung zwischen deutschen und spanischen Kran- 
kenversicherungsträgem für in Spanien wohnende Familien- 
angehörige von in Deutschland versicherten spanischen Arbeit- 
nehmern. 


B. ‘ Lösung 

Gegenüber der Zusatzvereinbarung zum deutsch-spanischen 
Abkommen vom 29. Oktober 1959 vereinfachtes Verfahren. 

C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 8. Oktober 1969 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
des Spanischen Staates über die Erstattung der Aufwendungen 
für Sachleistungen der spanischen Träger, welche an die 
Familienangehörige der Versicherten deutscher Krankenkassen 
und die Bezieher deutscher Renten, die im Hoheitsgebiet des 
Spanischen Staates wohnen, gewährt werden 
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A. Bericht des Abgeordneten Böhm 


Der Deutsdie Bundestag hat in seiner Sitzung vom 
14. Oktober 1970 den Gesetzentwurf an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
und an den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit (mitberatend) überwiesen. Der Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit hat in seiner 
Sitzung vom 5. November 1970 und der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung in seiner Sitzung vom 
12. November 1970 den Entwurf beraten und ein- 
stimmig gebilligt, 

1. Zum Gesetzentwurf 

Der Entwurf enthält die in Vertragsgesetzen 
üblichen Vorschriften. Der Bundesrat hat in seiner 
Stellungnahme ausgeführt, es handele sich bei dem 
Gesetzentwurf um ein Zustimmüngsgesetz. Dem- 
gegenüber vertritt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, daß das Gesetz nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedürfe, da es sich hier um verwal- 
tungsintem wirkende Regelungen handele, von 
denen das Außenverhältnis zum Staatsbürger nicht 
betroffen ist. 


2. Zum Abkommen 

Die in der Bundesrepublik Deutschland beschäftig- 
ten und krankenversicherten spanischen Arbeitneh- 
mer haben in der Regel ihre Familienangehörigen 
in Spanien zurückgelassen. Auf Grund des deutsch- 
spanischen Abkommens über soziale Sicherheit vom 
29. Oktober 1959 erhalten diese Familienangehöri- 
gen bei Krankheit Sachleistimgen von den Trägem 
der spanischen Krankenversicherung. Das gleiche 
gilt für die in Spanien wohnenden Bezieher deut- 
scher Renten. 

Die Ausgaben für diese Leistungen haben die 
deutschen Krankenkassen, bei denen die spanischen 
Arbeitnehmer versichert sind, zu ersetzen. Dafür ist 
in dem Abkommen gmndsätzlich eine Erstattung der 
im Einzelfall tatsächlich aufgewandten Beträge vor- 
gesehen. Dieses Abrechnungsverfahren erforderte in 
der Vergangenheit einen erheblichen Arbeitsauf- 
wand bei der zuständigen Verbindungsstelle und 
den zuständigen Krankenversicherungen. 

Nach dem deutsch-spanischen Abkommen über 
soziale Sicherheit von 1959 besteht jedoch die Mög- 
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lidikeitr daß die Aufwendungen durch Zahlung von j 
Pauschbeträgen erstattet werden. Eine derartige 
Vereinbarung enthält das vorliegende Abkommen. 
Es wird das bisherige etwas schwerfällige Erstat- 
tungsverfahren vereinfachen und beschleunigen. 

Artikel 1 regelt die Art und Weise der Berech- 
nung des Pauschbetrages. Es werden die Durch- 
schnittskosten für ärztliche Hilfe je anspruchsberech- 
tigte Person in Spanien ermittelt und dann multipli- 
ziert mit der Durchschnittszahl der Angehörigen, 
die auf einen Versicherten mit Familie entfallen 
(zur Zeit = 2,93). 


j Artikel 2 ermächtigt die Verbindungsstellen, die 
Pauschbeträge zu vereinbaren, legen die Pausch- 
beträge für 1965 und 1966 fest und 

Artikel 3 bis 5 regeln die Erfassung der in Spanien 
lebenden Familienangehörigen, die bei Krankheit 
Sachleistungen auf Kosten der deutschen Kranken- 
versicherung erhalten. Sie regeln ferner die Abrech- 
nung und Zahlung der Pauschbeträge. 

Artikel 6 bis 8 enthalten die üblichen Bestimmun- 
gen über Geltungsdauer und Inkrafttreten des Ab* 
kommens. 


Bonn, den 12. November 1970 


Böhm 

Berichterstatter 


•B. Antrag des Aussdiusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 11 68 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 12. November 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Böhm 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



